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Karlsruhe , Len 3V . März.
Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben heute

Nachmittag 5 ' /i Uhr den seitherigen Kaiser! , und Königs
Oesterreichisch- Ungarischen Geschäftsträger, Herrn Ritter
von Pfusterschmid - Hardtenstein , in feierlicher Audienz zu
empfangen und aus dessen Händen das Schreiben Seiner
Majestät des Kaisers von Oesterreich und apostolischen
Königs von Ungarn entgegenzunehmen geruht, welches den¬
selben als außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Minister am Großherzoglichen Hofe beglaubigt.

Unmittelbar hierauf hatte der Herr Gesandte die Ehre,
zur Großherzoglichen Tafel gezogen zu werden .

Telegramme .
j- München , 30 . März . Sitzung der Abgeord¬

netenkammer . Debatte über die außerordent¬
lichen Militärbedürfnisse . Minister Graf Bray
erklärt, Zweck der innern bayrischen Politik ist Versöh¬
nung , nicht blos Kompromiß, die Beseitigung unbegründe¬
ter Besorgnisse. Die Negierung ist keine Parteiregierung .
Für die äußere Politik ist uns ein enger Weg vsrgezeich-
net, von dem wir uns weder rechts noch links weit ent¬
fernen dürfen . Wir wollen unsere freie Selbstbestimmung
unversehrt erhalten . Ich theile nicht die Ansicht über die
Unhaltbarkeit der jetzigen Lage ; die Lage Bayerns ist un¬
angreifbar ; jeder Angriff, jede ernste Drohung rufe Kom¬
plikationen hervor , denen sich auch die größte Macht nicht
auSsetzen wird. Ich verspreche eine offene , ehrliche, loyale
Politik. (Bravo !) ES existiren keine geheime Verträge,
keine geheime Verpflichtungen , keine Geheimnisse der Po¬
litik . Wir wollen Deutsche, aber auch Bayern sein . Die
Verträge von 1866 sind der einzige Ersatz für die durch
den Krieg zerrissenen Bande ; sie haben keine offensive Be¬
deutung, sondern nur den Zweck der Abwehr . Wenn un¬
serem Verbündeten daran gelegen sein muß, daß wir nicht
wehrlos sind, so haben wir ein noch höheres , mächtigeres
Interesse daran.

si München , 30. März. Abgeordnetenkammer .
Die Verhandlung über die außerordentlichen Militärbe-
bürfniffe ist bis zum Schluß der allgemeinen Diskussion
gediehen. Der Kriegsminister ist entschieden gegen die
Herabsetzung der Präscnzzeit. Das bayrische Heer müsse an
Stärke und Tüchtigkeit den übrigen Bundesheeren relativ
gleichkommen. Eine Systemänderung jetzt, wo die Reform
kaum Früchte getragen , wäre eine Desorganisation der
Armee . In der Einführung des Milizsystems könne Bayern
nicht vorangehen .

j- Berlin , 30. März . Der „Provinzialkorresp.
" zufolge

wird das Abgeordnetenhaus voraussichtlich vor dem
Ablauf seiner Periode aufgelöst werden , da die wichti¬
gen Aufgaben der nächsten Session eine zeitige Einberufung
nothwendig machen.

j- Wien , 29 . März . Der Resolutionsausschuß
nahm heute den Antrag des Abg . Schindler, über die von
dem Abg. GrockolSki im Sinne der galizischen Resolution
beantragten Abänderungen der Reichsverfassung zur Tages¬
ordnung überzugehen , in der Erwägung an , daß dieselben
vor dem Eintritt der Reform der Neichöraths-Wah '.en im
gegenwärtigen Augenblick unzulässig erscheinen.

j - Florenz , 29 . März . Die Kammer genehmigte
daS Budget des Ministeriums des Aeußern in Ueberein -
stimmung mit dem Regierungsentwurf. — Die Zeitungen
berichten, daß allenthalben Ruhe herrscht.

-j- Paris , 29 . März . Sitzung des Gcsetzgeb . Kör¬
pers . Ferry entwickelt im Hinblick auf die baldige Auf¬
lösung der Kammer einen Antrag , betreffend die Wahl¬
reformen . Ollivier erklärt, die Regierung halte immer
noch eine Kammerauflösung für unzcitig. Der Antrag
Ferry wird mit 164 gegen 64 Stimmen verworfen .
Picard verlangt, daß die Interpellationen über die kon -
stituirende Gewalt auf morgen festgesetzt werden . Olli¬
vier entgegnet hierauf, konstitutionelle Nothwendigkeit und
die Schicklichkeit erlaubten nicht, daß diese Diskussion jetzt
ausgenommen werde. Picard besteht aus seinem Ver¬
langen. Ollivier erwiedert : Wir verlangen die Ver¬
tagung der Interpellationen , als einen Akt des Vertrauens ;
verweigern Sie uns dies, so müssen wir aufhörcn, Minister
zu sein. Große Bewegung . Die Interpellation wird mit
147 gegen 75 Stimmen vertagt.

Washington, 29 . März. Der Präsident lehnte die
amtliche Proklamirung des Amendements , welches das
Nege^ - Wahlrecht aufstellt , ab, bis die Wiederzulassnng
Georgia 's und Texas zur Union erfolgt ist.

Deutschland .
München , 29. Marz . (A . Z.) In der heutigen Kam-

Mtrsitzung begann die Debatte über die außerordent¬

lichen Militärbedürfnisse. Crämcr beantragte präjudiziell
die Vertagung der Berathuug und Beschlußfassung über die
Vorlage bis zur Feststellung des ordentlichen Militärbud¬
gets . Die Kammer lehnte jedoch diesen Antrag ab . —
Das Tax - und Stempelgesetz ist der Kammer der
Abgeordneten vorgelegt worden . Der Entwurf bringt keine
Minderung der Gebühren . Die Entscheidung über Tax-
streitigkeiten ist den Zivilgerichten überwiesen . Die allge¬
meine Debatte über die Militärbedürfnisse wurde heute
nicht beendigt. — Die ReichSrathskammer hat das
Steuererhebungs-Gesetz angenommen , den beigefügten Wunsch
abgelehnt.

Berlin , 29 . März . Der Herzog! , altcnbnrgische
Staatsminister v . Gerstenberg ist zur Theilnahme an
den Verhandlungen des norddeutschen Bundesrathes
aus Altenburg hier eingetroffen. Am Montag 4. April
wird der Bundesrath des deutschen Zollvereins in Ber¬
lin zusammenlreken . Die Eröffnung des Zollparla¬
mentes steht mit großer Wahrscheinlichkeit am Donner¬
stag 21 . April zu erwarten . Zu Ende der nächsten Woche,
wahrscheinlich am Samstag 9. April, beginnen die Oster¬
ferien des norddeutschen Reichstages . Bekanntlich haben
die Reichstags-Abgeordneten als Mitglieder des Zollparla¬
ments sich zu dessen Eröffnung hier wieder einzufinden .
Vis jetzt ist aber nicht auögcmacht, ob während der voraus¬
sichtlich nur kurzen Session des ZollparlamcntS auch der
Reichstag Sitzungen halten werde. Einige Anzeichen spre¬
chen indessen dafür, daß die Zwischenpausen , welche nament¬
lich durch die Konstituirung des Zollparlaments sowie durch
die Arbeiten seiner Kommissionen herbeigcführt werden , zur
Fortsetzung der Berathungen des Reichstages Verwendung
finden dürften. Nach dem Schluß des ZollparlamentS,
dessen diesmalige Sitzungsperiode man hier auf höchsten«
3 Wochen berechnet, werden die Reichstags-Verhandlungen
sicherlich noch mehrere Wochen dauern, und zwar wohl bis
gegen Ende Mai.

Der für den Norddeutschen Bund aufgestellte Entwurf
einer Prozeßordnung in bürgerlichen Streitig¬
keiten wird eine Reihe von einleitenden Bestimmungen
enthalten . In denselben sollen folgende Grundsätze zum
Ausdruck kommen : 1) Die Prozeßordnung findet auf alle
nach den Gesetzen vor die Gerichte gehörenden bürgerlichen
Rechtsstrcitigkeiten Anwendung . 2) Die Landesgesetze kön¬
nen Abweichungen von den Vorschriften der Prozeßordnung
nur in Ansehung derjenigen vor die Gerichte gehörenden
bürgerlichen Nechtsstreitigkeiten bestimmen , für welche in
Gemäßheit der Bundesgesetzgebung besondere Gerichte be¬
stehen oder zulässig sind . 3) Die Znjuriensachen sind nicht
im Wege des bürgerlichen Prozesses zu erledigen . 4) Die
auf den Gerichtsstand sich beziehenden Vorschriften der Bun¬
desgesetze bleiben inSgesammt in Geltung ; die betr. Vor¬
schriften der LandeLgesetze aber nur insoweit , als sie in die¬
sem Gesetzbuch «: aufrecht erhalten werden . 5) Die Landes -
gesetze können ein außergerichtliches Sühneverfahren vor¬
schreiben , jedoch nur mir der Beschränkung , daß ein Zwang
zur Einlassung auf ein solches Verfahren nicht zulässig ist.
6) Unter „Inland" im Sinne des Gesetzbuches ist das
Bundesgebiet , unter „Inländer " jeder Bundesangehörige
zu verstehen. 7) Der Ausdruck „Landesgesetz" im Sinne
deS Gesetzbuches umfaßt das gesammte geltende Landesrecht .
8) Die Vorschriften der allgemeinen deutschen Wechselord¬
nung und des allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches
bleiben von dieser Prozeßordnung unberührt. 9) Dasselbe
gilt von den Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die
Verpflichtung zur Ableistung des Manifestationseides.

Oesterreichifche Monarchie .
j-j- Wien, 29. März . Die ungarische Regierung

hat ihre Bischöfe zur Rückkehr ans Rom aufgeforderr .
Sie hat dafür zunächst die milde Form gewählt , ihnen zur
Erwägung zu stellen , daß sic ihre eigenen Interessen ge¬
fährden würden , falls sie sich der Betheilung an den be¬
vorstehenden Verhandlungen des Reichstags über kirchliche
Gegenstände entziehen wollten ; man wird aber nicht zwei¬
feln dürfen , daß eventuell eine kategorische Aufforderung
nachfolgt. Von einem analogen Schritt der diesseitigen Re¬
gierung ist bis jetzt nichts bekannt.

Wien, 29. März . (N. Fr. Pr .) Von unterrichteter Seite
wird in Abrede gestellt, daß Minister Giskra bereits im
Besitze des a . h . Handschreibens sei , das ihn seiner Stel¬
lung als Minister des Innern enthebt.

Schweiz .
Bern , 28. März. (Bund.) Mit Rücksicht auf die Be¬

schwerde des päpstl . Geschäftsträgers über katholikenfeind¬
liche Kundgebungen während des letzten Karnevals in Ba¬
sel berichtet die dortige Regierung, daß sie auf Klage des
katholischen Kirchenvorstandes bereits eine bezügliche Unter¬
suchung angeordnet habe ; sollte dieselbe wirklich gesetzlich
strafbare Handlungen erweisen , so werden die Betreffenden
zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden . Der
Bundesrath gibt hievon dem Hrn . Geschäftsträger Kennt-
uiß, mit dem Bemerken , er würde es selbstverständlich be¬

dauern und mißbilligen , wenn Fastnachts -Volksbelustigungen ,
für die übrigens allerorts ein etwas erweiterter Maßstab
des Erlaubten angewendet werde, in Basel zu förmlicher
Beschimpfung der Institutionen der katholischen Kirche ge¬
führt hätten oder in Zukunft anderswo dazu führen sollren.
Gegen solche Ausschreitungen seien aber überall Strafgesetze
vorhanden und der Bundesrath finde daher , nachdem die
Regierung von Basel in völlig korrekter Weise die bezüg¬
lichen Klagen dem Strafrichter zum Entscheide anheimge¬
geben habe, sich nicht in der Lage , sich weiter mit diesem
Gegenstände zu befassen .

Frankreich.
Paris , 28. März . (Köln. Z .) Die Freisprechung des

Prinzen Peter Bonaparte bildet heute selbstverständ¬
lich allein daS Tagesgespräch und wird auf das verschie¬
denartigste beurtheilt. Im Allgemeinen ist der Eindruck ,
den dieselbe macht, kein günstiger ; im Gegentheil . Nur die
Partisanen des Prinzen und die „Unversöhnlichen " sind
zufrieden . Die elfteren jubeln nämlich , weil sie in dem
Urtheil deS hohen Gerichtshofes einen Sieg über ihre bit¬
teren Feinde sehen , und die „Unversöhnlichen" find froh,
daß sie jetzt von neuem gegen die Regierung zu Felde
ziehen können . WaS die Faubourgs anbelangt , so läßt es sich
noch nicht übersehen , welchen Eindruck die Nachricht dort
gem .-. cht hat. Ich durchfuhr dieselben gestern Abend in allen
Richtungen, besuchte viele Cafe's und WirthShäuser, aber
nirgends fand ich eine Spur von Aufregung . Die Straßen
waren ziemlich leer und in den Wirthshäusern, die stark
angefüllt waren, wurde viel Domino und Karten gespielt,
ohne daß auch irgendwo die geringste Aufregung zu be¬
merken gewesen wäre. Der Kaiser selbst war zum minde¬
sten auf eine mehrmonatliche Gefängnißstrafe gefaßt ge¬
wesen und sein persönliches Gefühl spricht sich am besten
in der Weisung aus , die er gleich heute Morgem dem
Prinzen zukommen ließ , sofort eine größere Reise zu un¬
ternehmen. — Heute ist nun auch dem Senate die offi¬
zielle Mittheilung über den neuen und letzten Senats¬
beschluß gemacht worden . Noch in den letzten 48 Stun¬
den hatten Rouher und Conti alle Minen springen lassen,
um den Kaiser mit dem Kabinet in Betreff des Art. 33
zu entzweien , dessen Abschaffung das Kabinet einstimmig
gefordert hatte. Dieser Artikel , gibt bekanntlich dem Se¬
nate daS Recht , im Falle der Vertagung des Gesetzgeb .
Körpers allein die dringlichen Vorlagen zu votiren. Ge¬
stern ließ der Kaiser noch Magne rufen , der ihm im Sinne
der Minister zum Nachgeben rieth . Heute Morgen endlich
in der letzten Conseil-Sitzung gab der Kaiser seine völlige
Zustimmung , und Ollivier hat das Recht , nun dem Se¬
nate zuzurufen, daß dies die größte, aber auch letzte Kon¬
zession des Kaisers sein und bleiben werde. Frankreich ist
jetzt entschieden in die Reihe der freien Staaten eingetreten .

* Paris , 29 . März . Fortdauernd beschäftigt man sich
aufs lebhafteste mit der Freisprechung Peter Bona -
parte ' S. Die tadelnde Kritik eines gerichtlichen UrtheilS-
spruchs ist der Presse übrigens durch das Gesetz streng unter¬
sagt , und so befleißigen sich denn die Zeitungen der äußer¬
sten Vorsicht . Bis jetzt ist nur ein Blatt in den verbote¬
nen Zirkel hineingetappt und hat sich die Finger verbrannt,
d . h. sofort einen Preßprozeß zugezogen : der „Rappel" .
Die anderen Blätter werfen sich auf Nebenumstände oder
Allgemeinheiten , um ihrer Mißstimmung Luft zu machen.
So sucht z. B. der „Siecle "

Nachzuweisen , daß sich aus der
Behandlung des Prinzen im Gefängniß und vor Gericht
ergeben habe, daß in Frankreich in gerichtlichen Dingen
zweierlei Maß herrsche, und der „Aven. nat. " verlangt die
Abschaffung der Institution des „hohen Gerichtshofs "

. Der
„Gaulois " seinerseits weiß viel von sittlicher Entrüstung bei
der Vorstadtbevölkerung zu sagen , die auch in öffentlichen
Kundgebungen zu Tag treten sollte. — Es scheint sicher,
daß der Kaiser dem Freigesprochenen einen Wink (— die
Einen sagen „ Befehl "

, die Andern „Rath") zugehen ließ ,
sich sofort auf längere Zeit ins Ausland zu begeben . —
Man spricht davon , es habe sich neuerdings herausgestellt ,
daß das Defizit der Stadt Paris in Folge der Haus-
mann'schen Verwaltung viel größer sei , als man bisher
gemeint ; es belaufe sich auf nicht weniger als 600 Mill.
Fr . — Rente 73.97 ^ , Cred. mob. 260, ital. Anl. 55.75.

Belgien .
Brüssel, 29 . März. (Fr. Z.) Wie die „Judep . belge"

meldet , wird PeterBonaparte sich hierher begeben und
mit seiner Familie für einige Zeit in einem Hause im
Quartier Louise seinen Aufenthalt nehmen.

Amerika .
* Washington , 28. März . Der Schatzsekretär ord¬

nete für den Monat April den Verkauf von 2 Millionen
Dollars Gold , sowie den Ankauf von Bonds im Betrag
von 4 Millionen Dollars an .

* Neu-Aork, 28. März. Gestern wüthete hier und in
Brooklyn ein heftige- Unwetter . ES wurden mehrere
Häuser zerstört und eine Anzahl Personen getödtet und
verwundet.



Badischer Landtag.

f Karlsruhe , 30 . März . 30. öffentliche Sitzung der Er¬
sten Kammer . Unter dem Vorsitz des Präsidenten Geb.
Rath vr . v . Mohl .

Am Ministertisch : Staatsminister vr . Jolly , Kriegs¬
minister Generalleutnant v. Beyer , die Ministerialpräsi-
denten v. Dusch , Ellstätter und Obkircher , General¬
auditeur Geh . Rath vr. Brauer , die Ministerialräthe
vr . Bingner , Gerwig , A. Eisenlohr uno Turban .

Nach Eröffnung der Sitzung machte der Präsident einige
geschäftliche Mittheilungen , insbesondere aus der Zweiten
Kammer.

Zum ersten Gegenstand der Tagesordnung übergehend,
erstattete Dennig den Bericht der Budgetkommission über
den Entwurf des Finanzgesetzes für 1870 und 1871 . Der
Antrag der Kommission geht auf Genehmigung des Gesetzes .

Zn der allgemeinen Berathung ergreift zuerst der Bericht¬
erstatter Abg . Dennig das Wort und hebt hervor , daß in
Art. 9 : „Alle dermalen bestehenden Abgabegesetze bleiben
in Kraft vorbehaltlich der Aenderungen , welche sich aus den
nachfolgenden Artikeln ergeben oder welche Wir sonst mit
unfern Ständen vereinbart haben "

, auch die im Zollparla¬
ment beschlossenen Aenderungen Vorbehalten werden sollten.

Ministerialpräsident Ellstätter : Der Art. 9 nehme
mit Recht nicht Bezug auf die Zollabgabe- Gesetze , weil der
badische Staat überhaupt keine Zölle erhebe , sondern dies
nur der Zollverein unter Beihilfe badischer Beamten vor¬
nehme . Üeberdies enthalte der Art . 9 bereits einen Vor¬
behalt bezüglich der Zölle, dadurchdenmit den Ständen verein¬
barten ZollvereinS-Vertrag von 1867 bestimmt sei, daß die
Aenderungen am Zolltarif durch Beschlüsse des Zollparla¬
ments und Zvll-Bundesralhs geschehen sollten, also mittel¬
bar die von diesen Körperschaften beschlossenen Aenderungen
auf Vereinbarung mit den Ständen beruhen .

Geh . Rath vr . Bluntschli : Der Art . 9 sei auch in¬
sofern inkorrekt, als der Vorbehalt der bereits mit den Stän¬
den vereinbarten Aenderungen ganz überflüssig sei ; denn
auch diese seien bestehende Abgabengesetze, brauchten also
nicht besonders anfgeführt zu werden . Auch sei es unrich¬
tig, des Zollparlaments gar nicht zu erwähnen , da wohl
bis 1867 die Stände bei den Zöllen mitzusprechen hatten,
seit 1867 aber das Zollparlamcnt und der ZollbundeSrath
allein diese Sache regeln . Diese Schwierigkeit würde durch
Strich des Artikels gehoben.

Ministerialpräsident Ellstätter : Der Art. 9 enthalte
einen konventionellen Ausspruch; doch sei er insofern nickt
ohne Bedeutung , als die Abgabensatze für die nächste
Budgetpcriode rheilweise geändert seien , und es sich em-

> pfehle, dabei ausdrücklich hervorzuheben , daß im Uebrigen
die Abgabegesetzc trotz der geänderten Sätze in Kraft bleiben.

Dennig : Der Art . 9 sei doch nicht überflüssig ; es
sei angemessen, ausdrücklich hervorzuheben , daß die bestehen¬
den Gesetze auch nach Acnderung des Abgabesatzes in Kraft
bleiben . Die Fassung desselben aber befriedige ihn nicht.

Artaria : Die Kommission habe sich der Ansicht des
Ministerialpräsidenteu Ellstätter über den Artikel ange-
schlosscn .

Hieraus wird bei namentlicher Abstimmung das ganze
Gesetz einstimmig angenommen .

Kreis - und Hofgerichts -Direktor v . Hillern erstattet hier¬
auf den Bericht über den Entwurf des Militär-Strafgesetz¬
buchs, indem er hcrvorhebt , daß er nur kurze Andeutungen
geben und von der Vorlesung des länger» der Kommission
erstatteten Berichts absehen wolle . Der Standpunkt der
Kommission sei der , daß eine Aenderung der bisherigen
Militär-Strafgesetzgebung wirklich dringendes Bedürsniß sei
zur Ausfüllung dieser Lücke , und sei mit Recht das preu¬
ßische Militär-Strafrecht beigezogen worden , obwohl viel¬
leicht durch eine selbständige Arbeit oder durch Annahme
des bayrischen Strafgesetzes in innerlich besserer und wis¬
senschaftlicherer Weise unser Militärstrafrecht geregelt wer¬
den würde. Für das preußische Strafgesetz sprechen aber
überwiegende Gründe, theils innere, theils insbesondere die
politische Erwägung , daß wir uns in militärischen Fragen
nach der großen Organisation des Norddeutschen Bundes
richten müssen.

Hierauf wird in die Spezialberathung eingetreten .
(Schluß folgt .)

-s Karlsruhe , 30. März . In der heutigen Sitzung
der Ersten Kammer wurde das Finanzgesetz , das
Militär-Strafgesetzbuch (letzteres , mit Ausnahme einer
Aenderung in 88 l40 und 141 , nach den Beschlüssen der
Zweiten Kammer) , das Einführungsgesetz hierzu, das Auf-
enthaltsgesctz und das Gesetz über Beschäftigung von Kin¬
dern in Fabriken (letzteres mit einer Aenderung an den
Beschlüssen der Zweiten Kammer in 8 1) angenommen .

-
s
-s Karlsruhe , 29. März . 78 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer . Unter dem Vorsitz des Präsiden¬
ten Hildebrandt ; später des Vizepräsidenten Kirsner .
(Entwurf einer Militär - Strafgerichtsordnung
betr. Schluß aus der Beilage.)

Zu § 84 stellt die Kommission den Antrag, in der Fas¬
sung des Entwurfs : „Die Oeffentlichkeit (der Hauptver¬
handlung) kann auf Anordnung des Gerichtsherrn oder auf
Beschluß deS SpruchgcrichtS ausgeschlossen oder beschränkt
werden , wenn durch die öffentliche Verhandlung die sittliche
Schicklichkeit oder das dienstliche Interesse gefährdet würde " ,
die Worte „auf Anordnung des Gerichtsherrn" zu streichen .

Der Berichterstatter : Die Mehrheit der Kommis¬
sion habe die Prärogative des Gerichtsherrn durch diesen
Antrag beschränken wollen . Er selbst sei nicht der Ansicht
der Mehrheit ; der Gerichtsherr als höherer militärischer
Offizier sei mehr im Stande , die für Ausschließung der Öf¬
fentlichkeit sprechender ! militärischen Rücksichten zu würdi¬
gen. ES sei aber wirklich aus Gründen dienstlichen In¬
teresses manchmal die Oeffentlichkeit auszuschließen. Wenn

man dies anerkenne , so müsst man die Entscheidung dar¬
über dem Gerichtsherrn anheimgeben .

Abg. Grimm stellt den Antrag auf Wiederherstellung
des RcgierungsentwurfS.

Abg. Kusel als Vertreter der Kommissionsmehrheit : Die
Frage habe kein großes praktisches Interesse, da in der Re¬
gel der Wunsch des Gerichtsherrn auch im Spruchgericht
durchdringen werde. Aber das Prinzip werde durch die
Bestimmung des Entwurfs zu sehr durchbrochen; es sei in¬
korrekt, das Prinzip der Oeffentlichkeit an die Spitze des
Entwurfs zu stellen, und die Beseitigung desselben schon in
dienstlichem Interesse durch den blosen Willen des Gerichts¬
herrn zuzulassen , so daß faktisch das Prinzip zur Aus¬
nahme werden könnte.

Kricgsminister v . Beyer : Die Oeffentlichkeit solle gar
nicht in der Regel ausgeschlossen werden , es solle nur eine
ausnahmsweise Vorkehr gegen den Mißbrauch derselben
gegeben werden ; man möge die nothwendigen Sicherheits¬
ventile an dieser etwas neuen Maschine nicht weglassen.

Abg . v. Freydorf theilt ebenfalls die Befürchtung, daß
die Gerichtsverhandlungdurch unbedingte Oeffentlichkeit und
durch unbedingte Zulassung von Zivilvertheidigern vielleicht
mehr Schaden anrichten , als heilsame Strafe zur Folge
haben werde. Mau möge daher den subversiven Tendenzen
dadurch Abbruch thun , daß man dem Gerichtshcrrn aus
dienstlichen Interessen die Oeffentlichkeit auszuschließen ge¬
statte .

Abg . Eckhard ist für den Kommissionsantrag. Er
glaube nicht , daß der Gerichtöherr immer besser als die
übrigen Mitglieder das dienstliche Interesse , welches die
Oeffentlichkeit auszuschließen rathe, erwägen könne. Über¬
haupt stehe hier das Interesse geordneter Justizpflcge voran
und nur, soweit cs unbedingt Beachtung erfordere , komme
das dienstliche Interesse in Betracht. Wenn das versam¬
melte Publikum weiß , daß auch in Militärstrafsachen der
ganze Gerichtshof über die Ausschließung der Oeffenllich -
keit entscheide , so werde das Mißtrauen über die Gerechtig¬
keit dieses Verfahrens beseitigt werden.

Ministerialpräsident Obkircher : Es gebe noch eine
andere Oeffentlichkeit als die im Gerichtssaal , und diese
werde schon hindern, daß der Gerichtsherr zu weitgehend die
Oeffentlichkeit ausschließe. Der Ausschluß der Oeffentlich¬
keit wegen dienstlichen Interesses könnte, wenn der Ge¬
richtshof darüber zu beschließen hätte , eine längere öffent¬
liche Erörterung herbeisühren , welche dieselben Mißstände
wie die ganze öffentliche Verhandlung nach sich ziehen würde.

Abg . v . Feder : Die Beschränkung der Oeffentlichkeit
im dienstlichen Interesse schein : ihm überhaupt überflüssig ;
doch stimme er für den Kommissionsantrag.

Generalauditeur Geh . Rath vr . Brauer hebt den Un¬
terschied zwischen den Fällen , wo das Zivilgericht und wo
das Militärgericht über Ausschluß der Oeffentlichkeit ent¬
scheide, hervor ; die Möglichkeit der Verletzung der öffent¬
lichen Sittlichkeit könne aus den Akten leicht entnommen
werden , nicht aber die einer Verletzung des dienstlichen
Interesses. Ucber letzteres könne meist nur Einer, der Ge¬
richtsherr, entscheiden.

Abg . Winter schließt sich Dem an ; gerade durch das
Verlangen, daß ein Gericht über das Vorhandensein eines
dienstlichen Interesses entscheide , und durch das Urtheil,
welches das Vorhandensein des letztern feststelle , werde der
bestehende Schaden bloßgelegt , das dienstlicheInteresse verletzt.

Abg . v . Freydorf hebt nochmals hervor, wie gefährlich
cS werden könnte , über die Gründe d?S dienstlichen In¬
teresses öffentlich zu diskutiren. Der Ausschluß der Oeffent -
lichleit durch den Willen des Gerichtsherrn sei ein weit ge¬
ringeres Uebel.

Abg. NLf ist für den Antrag des Abg . Grimm ; man
solle dem Gerichtsherrn gesetzlich cinräumen, was er faktisch
schon habe.

Abg. Kiefer befürwortet nochmals die Anschauung der
Minderheit der Kommission , Abg . Eckhard den Antrag
der Mehrheit.

Kriegsminister v . Beyer widerlegt die Befürchtungen
eines Mißbrauchs dieses Ausschließungsrechts der Oeffent¬
lichkeit .

Nach einigen persönlichen Bemerkungen der Abgg . Ku¬
sel und Kiefer und dem Schlußwort des Antragstellers
Abg. Grimm wird der Kommissionsantrag zu 8 84 ange¬
nommen ;

ebenso 88 85—88.
Zu 8 89 erläutert Abg . Kiefer den Kommissionsan¬

trag, in Abs. 1 zu setzen : „ 4m Lcklussv «ier Verbsiuilung
kssst äer rekerirenäs ^ uäileur ( imtersuekullAskubrenäe Okü-
risr) äcn lakalt äerseibeu in münälicbem Vortrag Korr ru-
ssmmeu unä erläutert unter Hinweisung sut äie wsssgebenäen
Oesetresdestiinmuvgeil äie lUerlemsls äes Verbrechens , suk
welches äie ^ nblsge gerichtet ist . viersuk schreitet «iss
Oericbt rar källung äes Lräenntnisses in geheimer vers¬
chling .

" Die Kommission habe den Entwurf , welcher das
Referat über die Thatsachen und die Rechtssätze in die ge¬
heime Berathung verlegte , dahin abgeändert , daß im In¬
teresse der Oeffentlichkeit wenigstens die Zusammenstellung
der Thatsachen noch ein Moment der öffentlichen Verhand¬
lung sei , eine ähnliche Einrichtung wie das Referat dcö
Spruchgerichts -Präsidenten.

Ministerialpräsident Obkircher : Die Regierung sei mit
diesem Vorschlag der Kommission nicht einverstanden . Der
Negierungsentwurf wolle gar kein Resume des Thatsäch -
lichen durch den Auditeur, sondern bloS, daß dieser in der
geheimen Berathung eine juristische Bcurtheilung deS Falles
und einen Strafantrag gebe . Das von der Kommission
bantragte Resume habe gar keine Bedeutung, da der Audi¬
teur ja doch nachher an der geheimen Berathung Theil
nehme und dort seine Ansicht ändern könne. Zudem sei der
alsbaldige Vortrag deS Nesume 's für die Auditeure, meist
jüngere Leute, keine geringe Aufgabe.

Abg . Rvßhirt : So lange der Auditeur an der gehei¬
men Berathung Theil nehme, werde in dieser seine Funktion

die im Entwurf bezeichnete sein . Die Kommission beantrage
also noch eine weitere Funktion des Auditeurs in der öffent¬
lichen Verhandlung, da» Resume der Thatsachen , wqlche»
ganz überflüssig sei . Redner beantragt Wiederherstellung
deS RcgierungSentwurfs.

Abg . Eisenlohr befürwortet den Kommst,wnsantrag.
Auch wenn der Auditeur an der geheimen Verhandlung Theil
nehme, so gebe es doch eine Garantie , wenn er seinen Vor¬
trag über Thatsachen und die rechtliche Bcurtheilung in der
Oeffentlichkeit erstatten müsse. Daß er seine Ansich" in
der geheimen Berathung mit Nichtjuristen ändere , sei nicht
zu fürchten.

Ministerialpräsident Obkircher hebt gegenüber dem Vor¬
redner hervor , daß eine Bcurtheilung des ganzen Falles
und ein Antrag vom Auditeur , ohne daß seine Stellung
schwer gefährdet würde, nicht in der Oeffentlichkeit vorge¬
tragen werden könne.

Der Berichterstatter setzt nochmals den -Kommis¬
sionsantrag auseinander; er selbst sei für den Regierungs¬
entwurf.

Hierauf wird der Antrag auf Wiederherstellung des Re¬
gierungsentwurfs , die übrigen Paragraphen ohne Diskus¬
sion nach dem Regierungsentwurf, bezw. den KommissionS -
anträgen, und das Gesetz in namentlicher Abstimmung ein¬
stimmig angenommen .

Nach einigen geschäftlichenMittheilungen des Präsidenten
wird die Sitzung bis 5 Uhr vertagt.

1 st Karlsruhe , 29. März . 79 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten
Hildebrandt .

Am Ministertisch : Ministerialpräsident Ellstätter , Mi-
nisterialrath Gerwig ; später Staatsminister vr . Jolly .

In der heute Nachmittag 5 Uhr fortgesetzten Sitzung
etstattet Abg . Friderich den Bericht der Budgetkommis¬
sion über das Finanzgesetz für die Jahre 1870 und 1871 .

Der Kommissionsantrag geht auf Genehmigung .
In der allgemeinen Diskussion ergreift Abg . Bissing

das Wort , um seine Abstimmung zu motiviren . Er stimme
gegen das Gesetz , weil er zur innern und äußern Politik
der Regierung im Gegensatz stehe . Bezüglich der äußern
Politik halte er vollkommenen Eintritt in den Norddeut¬
schen Bund für besser als die jetzige Vasallenschast mit
ihren hohen Lasten ; bezüglich der innern Politik bewegen
ihn besonders da« hohe Kriegsbudget, welches für Kultur¬
ausgaben wenig übrig lasse , und die staatSkirchlichen Wir¬
ren zu diesem Votum. Redner bedauert , daß der kirchliche
Kampf, wie eS nach den Beschlüssen dieses Landtags nicht
anders sein könne, weiter geführt werden müsse .

Abg. Lender will offen und männlich gegen das Fi¬
nanzgesetz stimmen, erstens weil er schon gegen einzelne
Theile des Budgets gestimmt habe, zweitens weil ihm das
Steuersystem, inMsondere die Höhe der Steuern , nicht Zu¬
sage, drittens weil seiner Ansicht nach das jetzige Regie¬
rungssystem das Land schwer schädige .

Abg . Kiefer : Gegenüber den Ausführungen der Vor¬
redner fühle er sich verpflichtet, für sich und seine Partei
zu erklären , daß sie diesem Gesetz gerne zustimmen , weil
sie die innere Ueberzeugung haben, daß die Arbeit dieses
Landtags dem Interesse des Landes und Deutschlands zum
Nutzen gewesen . Die Aufgabe seiner Partei sei nicht das
Negiren, sondern die positive Arbeit, das ruhige Aufbauen
Schritt für Schritt . Wenn der Kampf auch noch weiter
dauere , so sei dieses Haus nicht daran Schuld ; der Kampf
sei hervorgegangeu aus den unerfüllbaren Ansprüchen der
Kirche ; gegenüber diesen vertrete das Haus die Rechte des
Staats , die Interessen des Volkes, des Vaterlandes, der
Freiheit.

Staatsministcr vr . Jolly , welcher die Abgeordneten¬
bank verlassen und am Ministertisch Platz genommen hat,
erklärt dein Vorredner seine Zustimmung und hebt gegen¬
über den Rednern der gegnerischen Seite zwei Punkte her¬
vor, einmal daß Abg . Bissing wirklich ganz unschuldig an
den Leistungen dieses Landtags sei, welche dem Vaterlandc
hoffentlich zum Wohle gereichen würden. Was sodann die
Ankündigung des Abg . Bissing betreffe, daß der Kampf
weiter geführt werde, so hoffe er, daß nicht in den Formen,in welchen es bisher von jener Seite geschehen , weiter ge¬
kämpft werde ; jedenfalls sei die Kraft vorhanden , Gegen¬
wehr zu leisten. Das aber könne er noch versichern, daß
die Beschlüsse des Hause» an der Weiterführung des
Kampfes nicht Schuld seien .

Abg. Kayser erklärt, daß er sich der Abstimmung ent¬
halten werde.

Abg . Noßhirt : Er werde für das Finanzgesetz stim¬
men , aber nicht aus den vom Abg . Kiefer für dieses Vo¬
tum in Anspruch genommenen Gründen, sondern aus den
sachlichen im Jahre 1868 schon von ihm angegebenen
Motiven .

Abg. Lender : Abg . Kiefer habe einen Abwesenden, die
katholische Kirchengewalt , schwer angegriffen ; nicht die Kir¬
chengewalt , nicht der Klerus allein trage die Schuld deS
Kampfes , wie das die Zustände anderer katholischer Län¬
der, z . B . Sigmaringen , zeigen , sondern das System, dessen
Verurtheilung bald erfolgen werde.

Abg . Baumstark : Wo das Recht und das Interesse
des Landes liege, sei eine Streitfrage . Daß die Partei deS
Abg . Kiefer jetzt die Mehrheit des Hauses habe, gebe keine
Garantie, daß dies immer so sein werde. Ohne Zweifel werde
in unserm Lande die Entscheidung der deutschen Frage nicht
erfolgen . Wenn man die Sache unbefangener betrachte, so
theile unser Land sich in zwei Lager , erst die Zukunft könne
die Lösung bringen, auf welcher Seite das Recht sei . Je¬
denfalls sei die katholische Volkspartei in vollem Rechte
gewesen , wenn sie in der schwierigen Lage hier ihre An¬
schauung vertheidigte .

Ministerialpräsident Ellstätter wendet sich gegen die
Behauptungen des Abg . Vissing , daß für die Kulturauf -
gaben des Staats neben den Militärausgaben fast nichts
übrig bleibe ; diese Behauptung sei unrichtig. Unverständ-



lich aber sei der Ausspruch des Abg . Lender, daß ihm das
Steuersystem nicht gefalle , ohne daß irgend ein anderer
pos tiver Vorschlag früher von demselben gemacht worden.

Abg. Lamey : Die Budgetsumme für das Militär sei
zwar sei . 1866 gestiegen , aber dies sei schon ganz noth-
weUdige Folge der damals uns zurückgegebenen vollkom¬
menen Souveränetät . Die Militärlasten seien deßhalb von
nicht geringer Höhe , weil sie die große Aufgabe erfüllen
sollen, eine brauchbare Truppe herzustellen , diese dazu fähig
zu machen , im Vereine mit dem übrigen Deutschland ge¬
gen das Ausland im Falle des Angriff« zu stehen. Auch
bezüglich des kirchlichen Streits stehe Baden gar nicht so
ganz allein , in allen katholischen Ländern gehe jetzt ein
Drang dahin , sich dagegen zu wahren, daß nicht die Kirche
den Staat knute und seine Aufgaben an sich reiße. Auch
daS Begehren des Abg. Lender, das Steuersystem zu refor-
miren, sei bei der Abstimmung über das Finanzgesetz, wo
natürlich darüber nicht diskutirt werden könne , ganz un¬
zeitgemäß, ebenso die Bemerkung, daß die Kulturzweckever¬
nachlässigt würden ; kein Kreuzer sei bisher den Kultur¬
zwecken entzogen , wohl aber viele hundert Tausende dafür
aufgewendet worden .

Bezüglich des Budgets hebt endlich Redner hervor, daß
der Stand desselben insofern erfreulich sei , als gehofft wer¬
den könne , daß im Verlauf der Zeit das sich stets min¬
dernde außerordentliche Budget aus den Ueberschüffen des
Staatshaushalts gedeckt werde .

Abg. Roder wendet sich kräftig gegen die Aeußerungen
des Redners der katholischen Volkspartei , welche die Be¬
hauptung einzelner Mißstände ohne positive Vorschläge der
Abhilfe hereingeworfen habe und wohl nur einen Pack Po¬
pularität vom Landtag nach Hause bringen wolle . In
Sigmaringen herrsche eben deßhalb kirchlicher Friede , weil
dort die Geistlichen nicht von der Kanzel herab und sonst
an allen Orten Politik machen . Er werde mit voller
Ueberzeugung dem Finanzgesetz zustimmen. (Beifall.)

Abg. v. Feder : Er stimme ebenfalls dem Gesetze zu,
aber in der Hoffnung, daß das Militärbudget noch gemin¬
dert werde .

Abg. v. Gulat begründet seine Zustimmung zum
Gesetze. Redner motivirt insbesondere seine Stellung in
der nationalen Frage ; er sei früher Großdeutscher gewesen ,
aber nach den Ereignissen von 1866 durch kühle Ueberle-
gung zur ehrlichen Acceptation der von der Regierung ver¬
folgten Politik gekommen. Von diesem Standpunkt aus
müsse er die zur Verfolgung dieser Politik verlangten
Mittel bewilligen. Bezüglich der innern Fragen habe er
bei den einzelnen Vorlagen bloS nach seiner innern Ueber¬
zeugung gestimmt und auch gegen die Regierung , wenn sei¬
ner Anschauung daS Gesetz nicht zusagte ; doch hindere auch
das nicht seine jetzige Zustimmung .

Der Berichterstatter Abg. Friderich stellt die Resul¬
tate des Budgets nochmals kurz zusammen , woraus her¬
vorgeht , daß unser Volk nicht höher belastet werde und
unsere Finanzzustände ganz gesund seien . Wenn Friede
bleibe und gute Ernte komme , werde auch der vorgesehene
Zuschuß aus der AmortisationSkasfe nicht nöthig sein .

Hiemit wird die Generaldiskussion geschlossen und bei
namentlicher Abstimmung das ganze Gesetz mit 48 gegen
drei Stimmen (Baumstark, Bissing , Lender) angeuvmmen.
Abg. Kayser enthalt sich der Abstimmung.

Schluß der Sitzung .
j-f Karlsruhe , 30. März . In der heutigen Sitzung

der Zweiten Kammer wurden die Anträge der Kom¬
mission zu dem Gemeindegesetz c , welche auf eine Ver¬
mittlung mit den Beschlüssen der Ersten Kammer abzielen,
ohne Einzelberathung im Ganzen, und zwar einstimmig an¬
genommen. Für die darauf folgende Berathung des Ar¬
mengesetzes hatte die Kommission Annahme des Gesetzes
in der von der Ersten Kammer beschlossenen Fassung be¬
antragt . Die Kammer trat diesem Antrag mit allen gegen
13 Stimmen bei.

-stf Karlsruhe , 30 . März. 82. öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer. Tagesordnung auf Donnerstag den
31. März, Vormittags 9 Uhr. 1) Anzeige neuer Eingaben .
2) Berathung des zweiten Berichts der Abg. Grimm über
den Gesetzentwurf , „die Rechtsverhältnisse und die Verwal¬
tung der Stiftungen betr .

" 3) Mündliche Erstattung und
Berathung des Berichts der Eisenbahnbau-Kommission über
den Gesetzentwurf , den Bau einer Eisenbahn von Appen¬
weier nach Oppenau betreffend .

Vermischte Nachrichten .
— Die Prämien des Lahrer Hinkenden Boten für 1870

verlheilen sich wie folgt : 1 . Prämie 100 Thlr . Nr . 638,768 ; 2 . Prämie
60 Thlr . Nr . 411.562 ; 3. Prämie 50 Thlr . Nr . 11,597 ; 4 . Prämie
40 Thlr . Nr . 332,760 ; 5. Prämie 35 Thlr . Nr . 504,124 ; 6. Prämie
30 Thlr . Nr . 265,033 ; 7. Prämie 25 Thlr . Nr . 606,814 ; 8. Prämie
20 Thlr . Nr . 535,869 ; 9. Prämie 10 Thlr . Nr . 503,909 . (Fr . J .)

— München , 29 . März . Die Nachricht , daß gegen die Vor¬
lesungen de» Hrn . v. Ddllinger auch von Seiten anderer bay¬
rischer Bischöfe ein verbot oder daß gegen den gelehrten Stiftsprobst
von Seilen de» Erzbischofs von München eine sonstige Einschreitung
zu erwarten sei, wird zwar in vielen Blättern herumgetragen , scheint
aber vorläufig nur auf vagen Kombinationen zu beruhen.

— Mainz , 26. März . Der . Mainz . Anz." erzählt : . Gestern
Morgen fand auf dem Bruch abermals ein Piftolenduell zwi¬
schen Offizieren der hiesigen Garnison , und zwar zwischen den Leut¬
nants v. R . und v. U. , statt. Den Leutnant v . R . traf die Kugel
mitten durch die Brust ; er wurde noch lebend in das Militärhospital
gebracht , wo er nach wenigen Minuten seinen Geist aufgab . ES ist
die« dar dritte seit einigen Wochen hier stattgesundcne Duell / (Nach
Wiesbadener Blätter » soll der Getvdtete v. Rocques und sein Gegner
v. Bibra heißen .s

^ Au » Kurhessen , 26. März . Wir haben in diesem Blatt
bereit« kurz mitgelheilt , daß die ehemaligm kurhessischen Aktuare
in ihrem Rechtsstreit gegen dm preußischenFiskus einen nicht zu un¬

terschätzenden Sieg errungen haben. Al« Kläger war der jetzige Amts-
gericht - sekretär Dedolph zu Hofgeismar ausgetreten, und lautet die De-
cifioe de« Krei«gerichteS in Kassel, dem Klagantrag entsprechend , »daß
Verklagter (der Fi «kuS) schuldig , dem Kläger neben besten fixem Ge¬
halt und der bereit« bewilligtenEntschädigung (für da« verlorene ma¬
terielle Einkommens Weiler dessen bi« zum 1 . Sept . 1867 bezogene «
Einkommen au « den Ueberschüssen der hessischen Abschrift «- und Aus¬
fertigungsgebühren zu belassm und demgemäß demselben bei Meldung
de» Zwangs jährlich dm Betrag von 291 Thlrn . 25 Sgr . 2 Pf . au«-
zuzahlen, demselben auch diese JahreSbeträge für die Zeit vom 1 . No».
1867 an , und zwar mit 5 Proz . Verzugszinsen vom Ablauf der ein¬
zelnen Jahre,nachz,zahlen und die Kosten diese« Rechtsstreit« zu er¬
statten" . Für die ehemaligen Aktuare ist diese Entscheidung von tief¬
greifender Wichtigkett .

Badische Chronik.
Karlsruhe , 30. März . Mit dem neulich erschienene » Gesetz

über da« Recht der Post - und Eisenbahn-Verwaltung an unanbring -
lichen und herrenlose» Gegenständen steht in der seitherigen Behand¬
lung der unbestellbaren Briefe und Fahrpost - Gegen -
stände eine Aenderung in Zusammenhang, welche nächstens in Voll¬
zug treten wird.

Nach einer au« vergangenen Zeiten stammenden Vorschrift werden
nämlich solche Postgegenstände, deren Unbestellbarkeit am Adreßorte
erwiesen ist, zunächst an den Aufgabeort zurückgeleitet , daselbst , und
zwar Briefe 14 Tage lang, Fahrpost- Stücke aber 3 Monate lang aus¬
bewahrt und während dieser Zeit öffentlich — in den sog. Rebut -
rahmen neben den Schaltern — ausgestellt, die Adressen aber . in
denjenigen Orten , wo Intelligenz - »der Wochenblätter erscheinen " , be¬
kannt gemacht , worauf sodann, wenn und soweit auch diese» erfolglo»
geblieben , die heimathlosen Poflalien nach Karlsruhe iustradirt und
hier vor einer bestellten Kommission von Postbeamten und verpflich¬
teten Urkundrpecsonen behufs Ermittlung der Aufgeber eröffnet und
schließlich dm Letzteren zugesendet werden.

Läßt sich schon diese« Veröffentlichen von Brief - rc. Adressen mit
strengeren Begriffen über da« Postgeheimnis vielleicht nicht ganz ver¬
einbaren, wozu noch kommt, daß erfahrungSmäßig damit nur in den
seltensten Fällen der gewünschte Erfolg erzielt wurde, so wird jeden¬
falls nach den heutigen Bedürfnissen de« Verkehr « die verzögerte Wie-
derbehändigung einer solchen verschlagenen Postsendung an den ur¬
sprünglichen Aufgeber, der erst nach einer Reihe von Wochen Kunde
über da« Schicksal seiner Sendung erhält , vielfach »nangenehm em¬
pfinden, und man ist daher anderwärt« schon seit längerer Zeit zu
dem abgekürzten Verfahren übergegangen, mit Ersparung von Zeit
und Kosten sür Veröffentlichung der Adressen , die Sendungen selbst
al«bald, nachdem ihre Unbestellbarkeit konstatirt worden, an die Zen¬
tralstelle einzuschicken, woselbst nach Ermittlung der Aufgeber die Zu¬
stellung an dieselben in kürzester Frist stattfindet. In dieser Weise
wird e« künftig Mch bei uns gehalten werden.

Karl - ruhe , 30. März . Die »Bad . Korresp. " bringt heute einen
Aufsatz über . die Lage in Württemberg " . Derselbe schließt mit
folgenden Sätzen :

»Wir sind weit davon entfernt , unserm Nachbarstaate eine Epoche
de« Absolutismus zu wünschen ; sollte sie aber kommen , so mag sich
da« würtlemb . Volk dafür nicht bei seiner Regierung , sondern bei
Hr . Karl Mayer und seinen Freunde» bedanken. Eine Massenagita -
tion kann ersprießlich sein, wenn sich ihre Bestrebungen auf dem Boden
der realen Verhältnisse, innerhalb der Grenzen de« Mögliche« bewegen ;
verlieren sie sich i» da « Reich der Träume , so können sie gar leicht
einen Punkt erreichen , wo e« di« Staatsgewalt für gut hält , die son¬
derbaren Schwärmer zur Besinnung zurückzuführen. Bon Herzen wün¬
schen vir , daß da « schwäbische Volk von selbst , ohne Beihilfe einer
unangenehmen Lektion , zu dieser Besinnung gelange. Die Landesver¬
sammlung vom 20. d . M . hat so gesühlsinnig geschwärmt von dem
»großen einigen Vaterland «" . Nun , möge man sich denn doch endlich
einmal erinnern , daß diese- große Vaterland nicht auf einer Insel der
Seligen liegt , sondern daß c« von verschiedenen andern , auch großen
und noch viel einigern Vaterländern umgeben ist, und daß diese Vater¬
länder leider Gottes noch immer di« menschliche Gewohnheit haben, von
Zeit zu Zeit über einander herzufallen. Gegen solche Uebersälle muß man
gerüstet und zwar wirksam gerüstet sein . Nun ist die Nation in
ihrer großen Mehrheit der Ansicht , daß diese wirksame Rüstung nach
dem System eingerichtet sein müsse , welche« sich 1866 so überraschend
bewährt hat. Wir dächten , da sollten die Schwaben denn doch begreifen,
daß da, wo er sich um die Vertheidigung der höchsten Güter einer Nation
handelt , die Minderheit sich der eminenten Mehrheit unbedingt zu
fügen hat. Freilich, Hr. Karl Mayer ist des unerschütterlichen Glau¬
bens , daß der schwäbische Stamm der Eckstein sei , um den sich die
Entwicklung der gesammtcn deutschen Nation drehe , und daß deßhalb
keine nationale Organisation zu Recht bestehe» könne , so lange nicht
die württembergische Volk«partei ihr Amen dazu gesagt . Nüchterne
Beobachter sollen indeh der Ansicht sein , daß ein : wesentlich bescheidenere
Auffassung seiner Bedeutüng dem württemb . Volke für die Folgezeit
ungleich heilsamer sein dürfte."

/X Mannheim , 29 . März . Der schon am letzten Sonntag be¬
gonnene Pserdcmarkt hat noch nicht so viele Fremde gebracht,
als z. B . den Stuttgarter oder Frankfurter Markt besuchen . Der
höchste Ankauf war, wie wir vernehmen, zu 200 Karlin für ein Paar
Ehaisenpferde. Zu Preisen wurden von der PrämiirungSkommission
26 Pferde bezeichnet und unter Musikbegleitung zum Empfang der
Preise durch die Besitzer vor dem Rathhause vorgeführt . Von den
Loosen sind jetzt schon 44,000 bi« 45,000 abgesctzt und es werden vor¬
aussichtlich unter den Gewinnsten 40 Pferde sein .

Die Anilinfabrik LudwigShafen wird morgen ihre General¬
versammlung halten, zu welcher heute schon auswärtige Aktionäre ein-
getroffen sind . Voraussichtlich wird eine Fusion oder wenigstens ein
geschäftliche« Nebereinkommenmit dem Verein chemischer Fabriken zu
Wohlgelegen, Neuschloß rc. in derselben zur Sprache kommen.

Für den Beginn de« Geschäftsbetrieb « der badischen Bank ar¬
beitet ein engerer Ausschuß unter dem Vorsitze de« Kaufmanns und
ehemaligen Oberbürgermeister« Diffene unausgesetzt und e« werden
bald einer Generalversammlung die nöthigen Vorlagen unterbreitet
werben können.

^ Donaueschingen , 29 . März . Der Fürstl . Fürstenbergische
Hofbibliothekar vr . Barack hat von Se . Maj . dem Kaiser von
Oesterreich da» Ritterkreuz de- Franz -Joseph-Orden » erhalten.

P Konstanz , 27 . März . Am verflossenen Freitag fand die zweite
Versammlung wegen einer zu gründenden Aktiengesellschaft

für Erbauung billiger Wohnhäuser im Gasthaus znm
Falken statt. Dieselbe war sehr zahlreich besucht und erhielt' zunächst
Mittheilung über die Ergebnisse, welche da« Komitee über die Be-
dürfnißfrage gemacht hatte. Dieselbe hatte sich durch die eingehenden
Nachforschungen al« eine noch viel größer« und dringlichere herau - ge-
stellt, al» man anfänglich angenommen hatte. E « wurde nachgewie¬
sen, daß die ärmeren Klasse« eben so schlecht al« theuer wohnen, weß-
halb man über die Nothwendigkeit einer Besserung bald einig war .
E « handelte sich nur noch um die Rentabilität de« Unternehmen» , an
welche Frage sich eine weitläufig«, besonder - von Hrn . vr . Stitzenber -
ger zu sehr hinau «gezogene Di « kussion knüpfte , welche fast bi» Mitter¬
nacht andauerte . Man beschloß Aktien von 50 fl. auSzugcben und zu¬
nächst ein Kapital von 15,000 fl. zur Herrichtung eine « Wohnge¬
bäude« anfzunehmen , wobei dem Komitee die Ermächtigung gegeben
wurde , die AufuahmSsumme bi« zu 50,000 Gulden au «zudehnen.
E» wird nun darauf ankomme», in welchem Maße die Neigung und
da« Vertrauen zu dem Unternehmen vorhanden ist, damit e« zur Aus¬
führung gelange. Daß e» im höchsten Trade « ünschenswerth ist, war
der unabwrilbare Eindruck, den Jeder au« dem Komiteebericht empfän-
gen mußte .

Kandern , 23. März . (O . B .) Angeregt vom hiesigen Gewerbe¬
verein , versammelten sich gestern Abend in dessen Raume , dem Gast¬
hau« zur Krone , eine Anzahl hiesiger Bürger zur Gründung einer
Vorschußbank . Es wurde vorerst einstimmig beschlossen , die
Satzungen der Kredit- und Vorschußbank einer benachbarten Stadt
anzunehmen , deren segensreiche Wirkung hier allgemein anerkannr
wird . Indem wir uns Vorbehalten, später »och über diesen Gegen¬
stand zu berichten , wünschen wir dem Unternehmen guten Fortgang
und fröhliche- Gedeihen.

Konstanz , 29. März . (Konst. Ztg.) Die LandwehrMann¬
schaften sind zu den Frühjahrrübungen eingerückt , sowohl in Kon¬
stanz als in Donaueschingen. Die erste Kompagnie de- hier liegende»
6 . Regiment « ist unterdessen theil« im Stadthau« , theil« im Theater¬
saal einqnartirt , um der Landwehr in der Kaserne Platz zu machen.

Die Prüfung an der Kreis-Wäisenanftalt Hegne ist im Durch¬
schnitt sehr befriedigend ausgefallen. In der untern Ablheilung war
eine Störung durch zu verschiedene « Aller und zu verschiedene Vor¬
bildung der neu eingetrelenen Knaben nicht zu verkennen. aber auch
erklärlich. Desto erfreulicher waren die Resultate bei denjenigen Kna¬
ben, die sich schon längere Zeit in der Anstalt befinden . Hier war
dasselbe über dem Durchschnitt.

Frankfurter Kurszettel vom 29. März.

Aktie« und Prioritäten.

3°/o Franks. Bank L500 fl. 127'/« « .
4°/o Darmst . Bank 1 . u. 2. Serie

ü 250 fl. 327' /, P .
3°/« Oesterr.Nat .-Bk.-Aktien 695 bz.
5°/g „ Crd .-Akt . ö.W .V, 278 '/ , b.
5"/oPfdbr .württ .Rent .Anst . 100' /,P .
5°/o . ., Hyp.-Bank 100 P .
5°/ , „ östr .C.-Anst . i. S . 89 '/,P .
5°/, „ neue dto . L.W . 75' /, P .
5°/o „ russ.B . -Cr .-V.i .SR . 83'/, G .
5°/o . II . Ser . 83' /,G .
4 ' /, °/o „ schwedischer. Thlr . —
4 '/, °/o bayr .Ostb. ä200fl . 120 P .
4 ' /, °/oPfälz.Marbhn .500fl. 108' /« P .
4°/oLudwigsh.-Berb.500fl. 170'/, G .
4° , Pfälz .Nordb .- Akt.500fl. 87 -/4 P -
4"/o Hess. Ludwigsbahn I 33 V4 P .
3 ' /, °/oOberhess .Eisenb.350fl. 67 ' , , G.
5"/a östr. Frz .StaatSb . i.Fr«. 381 bez.
5°/» . Süd .Lmb .-St .- E .- A. 232'/,b .
5°/o . Nordwestb.-A. i.Fr . —
5°, „Glisab.-Eisnb .ä200fl. 185 G.
5'/ , Galiz . Carl - LudwigSb . 233 G.
5° -«Rud .Eisnb .2 .Em .200fl. 160G .
5°/»Böhm .Westb .-A. 200fl. 223 G.
5°/oFrz.Jos .Eisnb. steuerst. 180'/,bG
5°/ , Siebenb .Eisnb. i .Silb . —
5°/,Alföld -Fium . Eisenb . ° , 168 G.
4 ' /,«/„Rhein .Naheb.Pr .Obl . 89 G.
5"/gObrschles.Pr . Em . v .69 —
4 ' /// » dto . „ Vit . 6 87V. G.
4 -/, "/o dto. „ vit . v 88 P .
5"/oLudwigsh .Bexbach .Pr . 100'/° P .
4 '/, °/g dto . . —
4°/o dto . „ 86 P .

5°/oHss.LudwigSb .Pr .i.Thlr . 100 P .
4V « dto. . . -
4'/-°

. ° dt». . i. fl. 94" , P .
4°/» dto. „i.Thlr . 84' /, P .
5°/oWhm .Westb .Pr . i.Silb . —
5°/, Buschtiehrad .Pr . i .Thlr . 81 P .
5°/Misab .B .-Pr .i.S .1 .Em . 77 '/ . G .
5"/o dto. . 2 .Em. 75 ' /,P .
5°/, dto. steuerst , neue , 81' /, G .
5"/oFrz.Jos .Prior . steuerst. 79 '/, P .
5°/,Kronpr .Rd.Pr . v.67/68 77 ' /° P .
5°/„ dto . . . v. 1869 76 ' /. bz.
5"/,östr.Nordwestb .-Pr . i.S 79 P .
5«/°Galiz.CarlLudw. . . 85' / , P .
5°/,Lemd.Czernow. „ v.67 77 '/, P .
5°/° dto. dto. Jassy „ v.68 76 P .
5°/«Siebenb.Eise„b.Pr . -/, 76 ' / , P .
5°/» Alföld -Fium .-Pr . i. S . 76 '/,bz .
5"/,Ungar .Ostbahn-Pr . i.S . steuerst.

74 G .
5"/oKasch.Oderb .Pr . steuerst. 76' / « G .
5°/, öfter . Süd .-St .- L«mb .-Pr . i. S .

79 ' /» P .
3«/» dto . dto . dto. i.Fr . 50' /° M
3°/ , östr.StaatSb .-Pr . . 58' / , G .
3" , Livorn. Prior . Vit . 6 , v v / 2

in Fr . 32 '/- G .
5°/,ToSc.Cntr.Eisb .Pr .i.Fr . 52'/

'
P .

5"/,schweiz .Centralb. , „ 102 G .
4'/, °/o bayr. Ostb . v. 70. 15°/» Einz .

103 '/, P .
4°/» Pfälz .-Alsenzb .-Akt. , 40°/° Ein ; .

86 '/, P .
3 ' /,"/ , Oberhess . Eisenb. , noch 35°/,

einz. 67' /, G .

Frankfurt . 30. März , Nachm . Oesterr. « reditaktien 279 ' /, ,
Staat «bahn - Aktien 379 '/^ Silberrente 58'/, , 1860r Loose 80 , Ame-
rikaner 95 '/, , Gold — .

Hamburg , 25. März . Das Hamburg-Neu-Yorker Post -Dampfschiff
»Eilest » ' , Kapitän Trautmann , am 15. d». von Neu - Uork ab¬
gegangen. ist nach einer Reise von 9 Tagen 4 Stunden heut- Morgen
6 Uhr in Plymouth angekommen und hat , nachdem e- daselbst
die Verein.- Staaten -Post, sowie die sür England bestimmten Passa¬
giere gelandet , um 7'/, Uhr di- Reise vis Cherbourg nach Ham¬
burg fortgesetzt .

Dasselbe überbringt : 97 Passagiere, 88 Briessäcke , 1000 Ton «
Ladung .

Witteruug- beobachtnugen
der meteorologische» Zentralstation Karlsruhe.

B«r»« etk7.
29 . März .
« r, «. 7Uhr
Mt««- S .
Nacht» S »

27" 10,9 '"
27" 10,2'"
27' 10,2 '"

Lhmm >-
Meter.

4 - 0,5
4- 3,6
4- 2,0

Fexchlij,.
keit i»
Pro¬

tei»«, .
0,74
0,51
0,66

Wind. Him¬
mel. Witterung .

N .O. bedeckttrüb , windig, kalt

OSO . bewölktwindig, kalt

Verantwortlicher Redakteur:
vr . I . Herrn. Kroenlein .

Großherzogliche - Hoftheater.
Donnerstag 31. Marz . 2. Quartal . 52. Abonnements-

Vorstellung. Die Afrikanenn, große Oper mit Ballet in
5 Akten, von Meyerbeer. Anfang 6 Uhr.

Freitag 1. Apr. 2. Quartal , 53 . Abonnementsvorstel¬
lung. Die Nibelungen , ein deutsches Trauerspiel von
Friedrich Hebbel . 1. Atheilung : Der gehörnte Siegfried,
in 1 Akt . 2. Abtheilung : Stegfried's Tod , in 5 Akten.
Anfang 6 Uhr.

-
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r Guldeü südd. Wühr. ^ i,»««,««« Thaler
PreuK. Crt. Aetien -er Badischen Bank.

»
- - >

Die Badische Bank wird errichtet auf Grund der Concesfion der Großherzoglich Badischen Staatsregierung
vom 25 . März 1870.

Das Recht zur Ausgabe von Banknoten ist der Badischen Bank durch Gesetz vom 16. März 1870, Gesetzes- und
Verordnungsblatt vom 24. März 1870, Nr . xvn, verliehen worden .

Das . Grundkapital der Gesellschaft beträgt : Gulden gleich « ,« « « ,« « « Thaler , von welchen
vorerst S TL« « GO Gulden, gleich Thaler , durch Ausgabe von LL,0« 1» Aetien zu 350 Gulden,
gleich 200 Thaler, Nominalwerth ausgebracht werden sollen .

Die Gründer haben gegen die Großherzoglich Badische Regierung die Verpflichtung übernommen , die Hälfte be¬
sagter LL MOV Aetien » L pari dem Publikum zur Betheiligung anzMeten . Demgemäß erfolgt die öffentliche
Subskription ans 2,625,000 Gulden südd. Whrg . — 1,500,000 Thaler Pr . Crt. Aetien der Badischen Bank unter nach¬
stehenden Bedingungen :

Die Subscription findet gleichzeitig in :
Mannheim bei H. L. Hohenemser St Söhne .

„ Koester Sk Co .
„ W. H. Ladenburg St Söhne .

Karlsruhe „ Gebrüder Haas .
„ Bett L. Hamburger.
„ Ed . Kölle.
„ G . Müller St Consorten .

Berlin „ der Direktion der Discontogesellschaft .
Frankfurt „ M . A. von Rothschild St Söhne .
Baden „ G . Müller St Consorten .
Freiburg „ Gebrüder Kapserer.

„ Jos . Sautier .
Heidelberg „ Koester St Co .

„ Gebrüder Zimmern
Pforzheim „ August Ungerer St Co.

am Mttwoch, den 6. April 187« , von 9 Uhr Vormittags bis 5 Uhr Nachmittags , statt, und wird alsdann geschlossen.
2.

Bei der Subscription mutz eine baare Kaution von zehn Prozent des Nominalbetrages hinterlegt werden .
3.

Wenn sich eine Ueberzeichnung der aufgelegten Summe von 2,625,000 Gnlden — 1,500,000 Thaler ergeben sollte , so werden die Sub¬
scriptionen unter thunlichster Berücksichtigung der kleinen Beträge verhältnitzmätzig reduzirt . In diesem Falle steht den Subscribenten nach erfolgter
Bekanntmachung über das Resultat der Subscription die freie

Verfügung
über den überschätzenden Theil der Kaution zu.

Die Abnahme der aus der Subscription zuzutheilenden Actien erfolgt in auf den Namen lautenden Jnterimsscheinen mit 20 Einzahlung ,
welche am zwanzigsten April 1870 mit 70 Gulden — 40 Thaler für jede Actie an die betreffende Subscriptionsstelle geleistet werden mutz , wobei die
baar hinterlegte Kaution verrechnet wird .

Statutengemäß soll die zweite Einzahlung ebenfalls 20 Procent betragen , und binnen Jahresfrist von der ersten Einzahlung an gerechnet einge-
sordert werden . Gegen diese zweite Einzahlung können unter Rückgabe der zuerst ausgestellten Jnterimsscheine andere , auf oen Inhaber lautend , aus -
aegeben werden . Spätere Anzahlungen sollen jeweils nicht mehr als 20 Procent des Nominalwerthes der Actie betragen , und nicht in kürzeren Zwi¬
schenräumen als zwei Monaten eingefordert werden .

5.
Die Zeichner unterwerfen sich den von der Grotzherzoglich Badischen Staatsregierung genehmigten Statuten und Concessionsbedingungen , wovon

Abdrücke an jeder Subscriptionsstelle zu haben sind.
6.

Jeder Suscribent erhält über seine Zeichnung und die geleistete Kaution eine Bescheinigung , auf welcher die gegenwärtigen Bedingungen wörtlich
vermerkt sind.

Mmmheiw, den 26 . März 1870.

Das provisorische Comite.
A. Hansemann , Geheimer Comerzienrath in Firma „Direktion der Disconto -Gesellschaft in Berlin . "
A. Haas in Firma „ Gebrüder Haas " in Karlsruhe .
S. Hohenemser in Firma „H. L. Hohenemser u. Söhne " in Mannheim.
Ed. Kölle in Firma „Ed . Kölle" in Karlsruhe .
Avilhrlm Koester in Firma „Koester u . Co. in Mannheim ."
Carl Ladendnrg in Frrma „W . H . Ladenburg u . Söhne " in Mannheim .
Georg Müller in Firma „G . Müller u . Eons ." in Karlsruhe .
Freiherr Earl von Rothschild in Firma „M . A. von Rothschild u . Söhne " in Frankfurt a. M .
H. E. Dissens in Firma „Sauerbeck u. Dissens " in Mannheim.
vr . A . von Ploos van Ämstel in Firma „Gebrüder Zimmern " in Heidelberg .

vrnck , n » « rrl,g d « , «. vrann ' schen H,f » uch » r » e «r « i . (Mit ei»«r Brita-e.)
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